
 
 

 
 
 

 

BBU fordert von Ministerpräsidenten: Fracking-
Verbotsantrag im Bundesrat zustimmen 
 
Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (B BU e.V.) fordert die 
Ministerpräsidenten der Bundesländer auf, auf der B undesratssitzung am Freitag 
(08.05.) für ein ausnahmsloses Fracking-Verbot zu s timmen. Der Umweltausschuss 
des Bundesrates hatte auf Initiative der Länder Nor drhein-Westfalen, Bremen und 
Schleswig-Holstein eine Empfehlung an den Bundesrat  für ein derartiges Verbot 
gegeben. Als skandalös bezeichnet der BBU die Ankün digung Bremens, seinen 
eigenen Verbotsvorschlag nicht zu unterstützen. 
 
Der BBU hatte sich bereits in dieser Woche gemeinsam mit 24 Organisationen an die 
Ministerpräsidenten der Länder gewandt und appelliert: „Zeigen Sie, dass der Schutz von 
Grundwasser, Umwelt und Gesundheit für Sie höchste Priorität hat und schließen Sie sich 
dem Votum Ihrer UmweltministerInnen für ein Fracking-Verbotsgesetz in der 
Bundesratssitzung am 8.Mai an.“  
 
Im Schreiben werden auch die Gefahren des Frackings dargestellt. So heißt es 
beispielsweise: „Fracking gefährdet das Grundwasser und kann Erdbeben auslösen. Die 
Entsorgung des Rückflusses, der wieder an die Oberfläche gepumpten Mischung aus 
Frackflüssigkeiten und Lagerstättenwasser, ist ungeklärt. Ein wirksamer Schutz vor den 
Gefahren, die durch Betriebsstörungen bei der Anwendung des Fracking-Verfahrens 
entstehen, existiert nicht.“ 
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Scharf kritisiert der BBU die inzwischen bekannt gewordenen Bestrebungen von 
Bundesländern, durch eine Enthaltung oder eine Gegenstimme im Bundesrat die 
Verbotsempfehlung gegenüber dem Bundestag scheitern zu lassen. Hierzu erklärt Oliver 
Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des Umweltverbandes: „Manche 
Ministerpräsidenten oder SPD-Fraktionen in den Ländern sind offenbar bereit, die 
Gesundheit der Menschen und den Schutz der Umwelt den Interessen der Gasindustrie zu 
opfern. So hat Bremen erklärt, die eigene Verbotsempfehlung, die im Umweltausschuss 
des Bundesrates eine Mehrheit gefunden hat, im Bundesrat selbst nicht zu unterstützen. 
Damit stellt der Bremer Senat seinen eigenen Umweltminister bloß. Und während sich die 
grüne Basis in Niedersachsen für ein ausnahmsloses Fracking-Verbot ausspricht, hat das 
rot-grün regierte Bundesland in der heutigen Bundestagsdebatte zu Fracking seinen 
Wirtschaftsminister Olaf Lies mit einer einen flammenden Pro-Fracking-Rede für Tight-
Gas-Reservoirs ins Rennen geschickt.“ 
 
Der BBU wird genau auf die Stimmabgabe der einzelnen Bundesländer achten. Mit einer 
Strategie, die Umweltminister im Umweltausschuss des Bundesrates zur Beruhigung der 
Bevölkerung gegen Fracking stimmen zu lassen, im Bundesrat aber diesen Vorschlag 
scheitern zu lassen, werden sich die Ministerpräsidenten und die SPD nicht der 
öffentlichen Debatte und ihrer Verantwortung entziehen können. 
 
Engagement unterstützen 

Zur Finanzierung seines vielfältigen Engagements bittet der BBU um Spenden aus den 
Reihen der Bevölkerung. Spendenkonto: BBU, Sparkasse Bonn, BLZ 37050198, 
Kontonummer: 19002666 (IBAN: DE62370501980019002666, SWIFT-BIC: COLSDE33).  

Informationen über den BBU und seine Aktivitäten gibt es im Internet unter 
www.bbu-online.de; telefonisch unter 0228-214032. Die Facebook-Adresse lautet 
www.facebook.com/BBU72. Postanschrift: BBU, Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn.  
 
Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen, Umweltverbände und 
Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen Sitz in Bonn. Weitere 
Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem 
BBU beizutreten um die themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu 
verstärken. Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche 
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die gefährliche 
CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für umweltfreundliche Energiequellen. 


